B e s c h l u ß a n t r a g   der FPÖ-Gemeinderäte Anton Mahdalik und DDr. Eduard Schock betreffend neuer Verträge für die Flughafenvorstände eingebracht zu Post 47 in der Sitzung am 26.  März 2009.

Die Verträge der Flughafenvorstände Kaufmann und Schmid wurden bis zum Jahr 2014 verlängert, der neu einziehende Ex-Landesrat Gabmann hat ebenfalls einen hoch dotierten Fünfjahresvertrag erhalten. Schmid und Kaufmann haben nicht das Skylink-Fiasko, wo die Kosten von veranschlagten 280 Mio. Euro auf bis zu 1 Mia.(!) Euro explodieren könnten, zu verantworten sondern kassieren genau so wie jetzt Gabmann jährlich auch noch rund 450.000 Euro ab. Die von SPÖ in den Vorstand gehievten Herren haben auf allen Linien versagt, der von der ÖVP in diese Position gedrückte Gabmann verfügt ebenfalls über keinerlei Qualifikationen im Flugverkehrswesen. 

Zwei Flughafenvorstände wären ebenso ausreichend wie eine Entlohnung von nicht mehr als 200.000 Euro pro Jahr. Gerade angesichts von Wirtschaftskrise, Kurzarbeit und Entlassungen ist es nicht argumentierbar, dass zwei gescheiterte Manager und ein Ex-Landesrat ohne Kenntnisse des Flugverkehrsgeschäfts doppelt so viel verdienen wie etwa der Wiener Bürgermeister.  
Insgesamt werden die Herren Schmid, Kaufmann und Gabmann bis zum Jahr 2014 mindestens 6.750.000 Euro einstreifen, was einen Schlag ins Gesicht der arbeitenden Bevölkerung darstellt. Statt Sparwillen zu demonstrieren, werden rote und schwarze Parteigänger, die mit Geld zugeschüttet. Diese Vorgangsweise von SPÖ und ÖVP ist unsozial, ungerecht und unanständig. 
Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß 

§ 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien nachfolgenden

B e s c h l u ß a n t r a g :

Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Stadt Wien für eine umgehende Reduktion der Flughafenvorstände von derzeit drei auf nur noch zwei und eine Kürzung der Vorstandsgehälter auf maximal 200.000 Euro pro Jahr vehement eintritt. 
In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

